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abgestellt werden muss. Die meisten 
publizierten Bundesgerichtsurteile betra-
fen die Frage des zu tiefen Lohns. In Fäl-
len bei denen der Lohn demnach zu tief 
ist, korrigiert die Ausgleichskasse und 
erhebt AHV/IV/EO-Beiträge auf der ent-
sprechenden Differenz. Solange jedoch 
der Lohn als angemessen gilt, gibt es 
auch in Fällen, bei denen die Dividende 
zehn Prozent des Unternehmenswerts 
übersteigt, nichts zu korrigieren.

Gesamtpaket betrachten
Im Einzelfall lohnt es sich, vor der Ent-
scheidung Lohnnachzahlung oder Divi-
dende jeweils verschiedene Varianten 
durchzurechnen. Die Steuerbelastungen 
bei den Unternehmen und beim Aktio-
när wie auch die Sozialversicherungsab-
gaben sind zu betrachten und miteinan-
der zu vergleichen. Man ist gut beraten, 
das Gesamtpaket zu analysieren. Die 
Auswirkungen von zu tiefen Löhnen kür-
zen die Leistungen bei der Unfallversi-
cherung. Der AHV-pflichtige Lohn hat zu-
dem auch in BVG-Kaderversicherungen 
eine bedeutende Stellung, bildet dieser 
doch die Grundlage für den maximal zu 
versichernden Lohn. Wird beispielswei-
se der Lohn zugunsten einer Dividende 
reduziert, kann es durchaus geschehen, 
dass die BVG-Leistungen dadurch mas-
siv sinken.

Angemessener Lohn
Doch was gilt nun als angemessener 
Lohn? Früher stützte man sich öfters auf 
die Nidwaldner Praxis ab, welche einen 
Geschäftsführerlohn von CHF 120‘000 
als angemessen betrachtet. Davon ist 
man mittlerweile abgekommen, weil die 
Lohnverhältnisse je nach Region, Bran-
che, Erfahrung, Alter etc. sehr unter-
schiedlich sind.

Seit der Einführung der Unternehmens-
steuerreform II Anfang 2009 werden 
Dividenden bei massgeblichen Beteili- 
gungen (mind. 10 % an der Gesellschaft) 
reduziert besteuert. Dadurch fährt der 
Unternehmer in vielen Fällen besser, 
wenn er anstelle eines Lohnnachbezugs 
eine Dividende bezieht. 

Im Gegenzug dazu sehen sich Sozial- 
versicherungen seit der Einführung der 
neuen Praxis mit sinkenden AHV-Lohn-
beiträgen konfrontiert. Dadurch gibt es 
nun vermehrt Fälle, in denen die Aus-
gleichskasse einschreitet und Dividen-
den in Lohn umqualifiziert. Sie stützen 
sich darauf, dass der Lohn zu tief sei und 
die Dividende demnach einen Lohnbe-
standteil beinhalte. Die Voraussetzun-
gen für eine Umqualifikation hängen von 
beiden Kriterien ab: zu tiefer Lohn oder 
übermässige Dividende.

Das Bundesgericht befasste sich mittler- 
weile mit solchen Fällen und hat seine 
Urteile auf das Kreisschreiben Nr. 28 
vom 28. August 2008 in der Weglei-
tung zur Bewertung von Wertpapieren 
ohne Kurswert für die Vermögenssteuer  
abgestützt. Dadurch wird bei überhöh-
ten Dividenden (mehr als 10 % des Un-
ternehmenswerts) geprüft, ob der Lohn 
auch einem Drittvergleich standhält. 
Das Bundesgericht hat in einem sehr 
frühen Urteil entschieden, dass auf den 
Steuerwert und nicht auf den Nennwert 

Sozialversicherungsanstalten nehmen Dividendenzahlungen an die mitarbeitenden Gesellschafter 
bei Lohnkontrollen genauer unter die Lupe. Das Verhältnis zwischen Lohn und Dividende muss im 
Lot sein. Sind die Dividenden an Angestellte zu hoch, schreitet die Ausgleichskasse ein. Denn auf 
Lohnentschädigungen fallen Sozialversicherungsbeiträge an, nicht so auf Dividenden.

Sozialversicherungen – Lohn oder Dividende 
Das Gleichgewicht muss stimmen

Nach wie vor ist es jedoch Sache der  
Behörden und Gerichte, den Lohn-Dritt-
vergleich vorzunehmen. Damit müs-
sen sie beweisen, dass die Entlöhnung  
einem Drittvergleich nicht standhält. Die 
Ausgleichskasse wendet bei ihren Dritt-
vergleichsberechnungen das sogenann- 
te Salarium an. Bei diesem handelt es  
sich um einen Lohnvergleich im Internet, 
der sich auf die schweizerische Lohn- 
strukturerhebung abstützt. Der angemes- 
sene Lohn kann unter der Internetseite 
www.lohnrechner.bfs.admin.ch berech-
net werden. Auch das Bundesgericht 
stützt sich auf das Ergebnis des Lohn-
rechner Salarium ab.

Ausblick Unternehmenssteuer- 
reform III
Im Rahmen der Unternehmenssteuer- 
reform III können die Kantone den Un- 
ternehmen erlauben, auf überschüssi-
gem Eigenkapital ein fiktiver Zins abzu-
ziehen, sofern die Dividenden mindes-
tens zu 60 % besteuert werden. Die 
Umsetzung dürfte dazu führen, dass 
Boni und Lohnnachzahlungen attraktiver 
werden und überhöhte Dividendenzah-
lungen wieder abnehmen.
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FAZIT 
Bei der Entscheidung über Lohn 
oder Dividende müssen nebst allfäl-
ligen Einsparungen (Steuern/Sozial-
versicherungen) auch mögliche ne-
gative Auswirkungen auf das BVG in 
Betracht gezogen werden. Vor jeder 
Dividendenfestlegung sollte sich der 
Unternehmer versichern, dass die ge-
samte Dividende 10 % des Unterneh-
menswerts nicht übersteigt oder aber 
seine AHV-pflichtige Entlöhnung ei-
nem Drittvergleich standhält. 
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